
er muß sein Augenmerk darauf lenken, daß die gesetz
lichen Bestimmungen bei der Erfassung und Vertei
lung der Ernte eingehalten werden. Wie hält z. B. der 
VEAB die gesetzlichen Normen über die Erfassung 
und den Aufkauf landwirtschaftlicher Erzeugnisse, 
über die Bezahlung der Ablieferer in der vorgeschrie
benen Form und Frist ein? Eine mit dieser Zielsetzung 
durchgeführte staatsanwaltschaftliche Tätigkeit wird 
weitgehend dazu beitragen, den sozialistischen Arbeits
stil zu entwickeln; sie wird die staatsanwaltschaftliche 
Aufsicht auf eine höhere Stufe heben. Die Feststellun
gen der bisherigen Brigaden zeigen jedoch, daß die 
Gesetzesaufsicht im wesentlichen von Zufälligkeiten 
und von den subjektiven Auffassungen der einzelnen 
Staatsanwälte darüber, was sie für wichtig ansehen, 
abhängt. Eine von den Beschlüssen der örtlichen 
Organe abgeleitete Aufgabenstellung in der Allgemei
nen Aufsicht garantiert die Orientierung auf die Haupt
aufgaben im Kreis bzw. im Bezirk und gewährleistet, 
daß die für das jeweilige Gebiet wichtigsten Aufgaben 
umfassend gelöst werden. Eine solche Konzeption be
deutet keinesfalls die Beseitigung der zentralistischen 
Leitung der Staatsanwaltschaft. Nach wie vor muß ge
währleistet sein, daß der Generalstaatsanwalt für alle 
Staatsanwälte verbindliche Aufgaben stellt, die ohne 
Einschränkung durchzuführen sind.

Das hier für die Allgemeine Aufsicht Gesagte gilt 
sinngemäß auch für alle anderen Gebiete staatsanwalt- 
schaftlicher Tätigkeit. Wie der Inhalt der Arbeit in 
dieser Beziehung sein muß, welche Formen und Me
thoden dabei entwickelt werden müssen, bedarf noch 
gründlicher Überlegungen. Die Feststellungen der Bri
gade auf diesem Gebiet zeigen, daß die Orientierung 
aller Abteilungen der Bezirksstaatsanwaltschaft auf die 
Mitarbeit an der Lösung der Hauptaufgaben der ört
lichen Organe fehlte und sich, wenn auch unvollkom
men, nur auf die Abteilung V beschränkte. Ähnlich 
sieht es mit der Auswertung der Sitzungen des Rates 
des Bezirks und des Bezirkstags aus. Wichtige Materia
lien des Rates z. B. erhielt der Bezirksstaatsanwalt 
überhaupt nicht zur Kenntnis, sie blieben in der Ab
teilung V liegen. Der Plan für die Ratstagungen für 
das zweite Halbjahr 1958 wurde ohne Beachtung „weg
gelegt“. Auf diese Weise werden wichtige Materialien 
nur ressortmäßig, einseitig, nur vom Standpunkt der 
Allgemeinen Aufsicht gesehen, wird darauf verzichtet, 
alle Staatsanwälte mit den Hauptaufgaben vertraut zu 
machen.

Welche Auswirkung das hat, zeigt das Beispiel eines 
Strafverfahrens gegen einen LPG-Vorsitzenden. Dieser 
hatte unter Verletzung des Statuts und mit betrügeri
schen Manipulationen die Mitglieder getäuscht und 
einen Beschluß der Vollversammlung herbeigeführt, 
wonach drei der LPG gehörende, gedeckte Sauen in 
seine individuelle Wirtschaft eingestallt wurden. Die 
geworfenen Ferkel verkaufte er an Einzelbauern. Der 
hieraus erzielte Gewinn übertraf schon den Kaufpreis 
für die Sauen. Darüber hinaus verkaufte er nach 
einiger Zeit auch noch die Sauen auf freie Spitzen. 
Weiterhin verstand er es, einen Beschluß der Vollver
sammlung herbeizuführen, wonach die von den neu in 
die LPG eingetretehen Bauern eingebrachten Milch
kühe einem bestimmten Kreis — im wesentlichen ihm 
selbst und seiner Verwandtschaft — als Vieh für die 
individuelle Wirtschaft ohne Bezahlung zugeschoben 
wurden.

Die mit diesem Strafverfahren befaßten Richter und 
Staatsanwälte wären nicht zu einem Freispruch ge
langt und hätten das Strafverfahren unter anderen 
politischen Aspekten gesehen und die Gesellschafts
gefährlichkeit des Verbrechens anders eingeschätzt, 
wenn sie den Bericht des Rates des Bezirks über die 
Erfüllung des Staatshaushaltsplanes für das erste Halb
jahr 1958 gekannt und für ihre eigene Arbeit aus
gewertet hätten. In diesem Bericht wird darauf hin
gewiesen, daß die Einnahmen der LPG gegenüber dem 
Vorjahr gleichblieben, aber die Einnahmen aus den 
individuellen Hauswirtschaften in hohem Maße stie
gen. Diese ungesunde Entwicklung — eine ihrer Ur
sachen zeigte sich in diesem Strafverfahren — wurde 
durch die Richter und Staatsanwälte nicht beachtet.

Die Auswertung der Beschlüsse der örtlichen Organe 
für die Arbeit der Justizorgane ist aber nur die eine

Seite dieses Fragenkomplexes. Eine nicht minder 
wichtige Seite ist die Organisierung einer engen Zu
sammenarbeit zwischen örtlichen Organen und Justiz
organen. Auf dem 33. Plenum des ZK behandelte Wal
ter Ulbricht gerade diese Seite und wies darauf hin, 
daß „die Volksvertretungen und damit das Volk die 
Grundsätze der Rechtsprechung bestimmen. Die Be
richterstattung der Justizorgane vor den Volksvertre
tungen sollte regelmäßiger durchgeführt werden. Sie 
muß in die Arbeitspläne der Volksvertretungen selbst 
eingehen. Die Gerichte sollten außer der Berichterstat
tung in bestimmten Fällen Analysen über die Bewe
gung der Kriminalität den Volksvertretungen geben, 
damit diese zum Gegenstand der Beratungen in den 
Volksvertretungen gemacht werden, so daß der ganze 
Einfluß der örtlichen Staatsorgane zur Bekämpfung 
solcher Erscheinungen eingesetzt werden kann.“

Diese Forderung des 33. Plenums haben die Justiz
organe (wie auch die Volksvertretungen) bisher unge
nügend verwirklicht. Aber gerade die Durchsetzung 
dieser Forderung, über die Bewegung der Kriminalität 
und über ihre Ursachen zu berichten, bringt zwangs
läufig mit sich, daß die Justizfunktionäre überhaupt 
die Fragen der Gesetzlichkeit zur Sprache bringen. Das 
entspricht der engen Bindung zwischen den Justiz
organen und den örtlichen Volksvertretungen, der Ab
leitung der Aufgaben der Justizorgane aus den Be
schlüssen der örtlichen Organe.

Nach wie vor hat der Staatsanwalt jedoch von den 
ihm zustehenden Möglichkeiten, Hinweise zu geben 
und Einsprüche einzulegen, Gebrauch zu machen. 
Allerdings ist anzustreben, daß er dies nicht allein in 
schriftlicher Form unter summarischer Aufzählung der 
verletzten gesetzlichen Bestimmungen vornimmt, son
dern auch bei wichtigen Sachen einen Einspruch im 
Rat mündlich begründet und die Auswirkung der Miß
achtung der Gesetze aufzeigt. Über diese Form seiner 
Tätigkeit hinaus sollte der Staatsanwalt auch über die 
Erfahrungen berichten, die er in seiner Mitarbeit bei 
der Verwirklichung der Beschlüsse der örtlichen Or
gane sammelt, sollte auf zeigen, wie bei der Durch
führung der Aufgaben Gesetze verletzt werden, welche 
Ursachen das hat und welcher Schaden daraus er
wächst. Bel der Kontrolle der Einhaltung der Gesetz
lichkeit wird der Staatsanwalt auch auf falsche oder 
ungenügende Arbeit der Räte und ihrer Fachorgane 
stoßen, wird feststellen, daß Aufgaben ungenügend 
oder nicht durchgeführt werden und daß die Kontrolle 
der Durchführung mangelhaft organisiert wird. Kann 
er über diese Erfahrungen schweigen? Nein. Er wird 
bei seinen Berichten über den Zustand der Gesetzlich
keit auch auf diese Fragen eingehen und so dem Rat 
bzw. der Volksvertretung Material geben, das der Ver
besserung ihrer Arbeit dient. Allerdings darf der 
Staatsanwalt nicht selbst die den anderen Organen 
obliegende Kontrolle der Durchführung übernehmen 
oder, wie der Staatsanwalt des Kreises Zossen die 
Aufgaben stellte, selbst überprüfen, wie der Rat des 
Kreises die Beschlüsse des Kreistages durchführt. Denn 
das wäre eine Anmaßung von ihm nicht zustehenden 
administrativen Befugnissen. Aus einem Staatsanwalt 
des Kreises würde auf diese Weise ein Staatsanwalt 
beim Kreistag werden.

Die bisher behandelten Fragen der Zusammenarbeit 
zwischen den örtlichen Organen und den Justizorganen, 
die Ableitung der Aufgaben der Justizorgane aus den 
Aufgaben der Volksvertretungen, betrafen im wesent
lichen die Arbeit der Staatsanwaltschaft. Damit ist 
nicht gesagt, daß dies nicht auch in ähnlicher Weise für 
die Gerichte bedeutsam ist. Selbstverständlich muß ein 
Unterschied zwischen Staatsanwaltschaft und Gericht 
gemacht werden. Der Richter kann keine Untersuchun
gen durchführen oder Überprüfungen vornehmen. 
Trotzdem muß auch der Richter sich mit den Be
schlüssen der örtlichen Organe vertraut machen und 
die daraus resultierenden Hauptaufgaben in seiner 
gesamten Tätigkeit berücksichtigen. Es gibt Beispiele 
dafür, wie Richter infolge mangelnder Kenntnis der 
politischen und wirtschaftlichen Hauptaufgaben und 
aus der Unkenntnis der Situation in ihrem Bereich zu 
falscher Einschätzung der Gesellschaftsgefährlichkeit 
von Verbrechen kommen und deshalb falsche Entschei
dungen treffen. Bereits Lenin wies auf die Wichtigkeit
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